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Beschlussvorschlag: 
 
Der Straßenverkehrsausschuss nimmt zur Kenntnis, dass für die Erarbeitung eines 
Geschwindigkeitskonzeptes mit Blick auf die inzwischen gebildeten verkehrsberuhigten 
Bereiche nach den VZ 325/326, die arrondierten Zonen nach der Zonengeschwindigkeits-
Verordnung und dem auch nach der jüngsten Novellierung der StVO geforderten 
leistungsfähigen Netz kein Raum bleibt. 
 
Hinsichtlich der unterschiedlichen Geschwindigkeitsregelungen auf Landstraßen (z.B. 
Dortmunder Allee, Massener Straße, Heerener Straße) nimmt der Straßenverkehrs-
ausschuss zur Kenntnis, dass die Verwaltung in nach wie vor laufenden Gesprächen eine 
nachvollziehbare Vereinheitlichung der Geschwindigkeitsvorgaben gegenüber dem 
zuständigen Straßenbaulastträger fordern wird. 
 
 
 
Sachverhalt und Begründung (einschl. finanzielle Möglichkeit der Verwirklichung): 
 
Mit Antrag vom 25.03.2001 bittet die CDU-Fraktion, im Rat der Stadt Kamen den Tages-
ordnungspunkt „Erstellung eines Geschwindigkeitskonzeptes für Kamen“ vorzusehen und 
dahingehend entscheiden zu lassen, dass die Verwaltung ein entsprechendes Konzept für 
die Stadt Kamen unter Berücksichtigung der ab dem 01.02.2001 novellierten 
Straßenverkehrsordnung und der im Antrag genannten Bewertungskriterien erarbeiten soll. 
 
 
Die Bundesregierung hatte mit Datum vom 19.02.1985 die Verordnung über die versuchs-
weise Einführung einer Zonengeschwindigkeitsbeschränkung erlassen. 
Durch diese Verordnung war es nun möglich, in den überwiegend dem Wohnen dienenden 
Gebieten Maßnahmen zur Verkehrsberuhigung durchzuführen und eine geringere Geschwin-
digkeit als 50 km/h auszuschildern. 

Der Bürgermeister

Vorlage 
 
Nr. 151/2001 
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Bereits zum damaligen Zeitpunkt bestand im hiesigen Stadtgebiet ein innerörtliches Vor-
fahrtstraßennetz (ausgeschildert mit Zeichen 306, Vorfahrtsstraße), welches mit dem 
heutigen so gut wie identisch ist. 
Eine Ausnahme war seinerzeit die Weddinghofer Straße, die damals in ihrer gesamten 
Länge als Vorfahrtsstraße ausgeschildert war. 
Von daher gesehen ist in diesem Bereich kein Handlungsbedarf im Hinblick auf die ab dem 
01.02.2001 erfolgte Novellierung der Straßenverkehrsordnung gegeben. 
 
Aufgrund eines Schreibens der SPD-Fraktion vom 29.03.1985 hatte der Straßenverkehrs-
ausschuss der Stadt Kamen in seiner Sitzung am 30.04.1985 die Verwaltung einstimmig 
beauftragt, zu untersuchen, welche Wohngebiete sich in Kamen für eine flächenhafte 
Verkehrsberuhigung eignen. 
 
Im Anschluss hatte die Verwaltung dem Straßenverkehrsausschuss in seiner Sitzung am 
17.09.1985 und danach dem Planungsausschuss, dem Umweltausschuss und dem 
Hauptausschuss mit einer Beschlussvorlage vorgetragen, welche Wirkungen von der 
Einführung der flächenhaften Verkehrsberuhigung erwartet werden und wie diese sich 
vollziehen sollte (Anlage: Auszug als Abschrift der Beschlussvorlage III 61/443.85). 
Der Straßenverkehrsausschuss hatte dem Hauptausschuss darauf hin bei einer Stimm-
enthaltung empfohlen: 
 
1. Der von der Verwaltung in der Sitzung des Straßenverkehrsausschusses am 

17.09.1985 vorgestellte Plan mit der Festlegung der in Zukunft flächenhaft 
verkehrsberuhigten Bereiche wird zur Kenntnis genommen und fortgeschrieben. 
 

2. Die Verwaltung wird beauftragt, eine Prioritätenliste zu erarbeiten. 
 

3. Die Einführung der flächenhaften Verkehrsberuhigung in den einzelnen Bereichen ist 
den dort wohnenden Bürgern vorzustellen. 
 

4. Erste Maßnahmen zur flächenhaften Verkehrsberuhigung sind in dem Teilbereich der 
Grillostraße, von der Einmündung Lintgehrstraße bis zur Einmündung Lüner Höhe, 
vorzunehmen. 
 

Im Anschluss wurde dann eine Prioritätenliste dem Straßenverkehrsausschuss in der 
Sitzung am 26.01.1987 vorgelegt. 
 
Da die Erfahrungen aus dem Pilotprojekt "Grillostraße" durchaus positiv bewertet worden 
waren, wurde im Jahre 1987 damit begonnen, sukzessiv Einrichtungen von Tempo 30-Zonen 
vorzunehmen. 
 
Seit dem Auftakt im Frühjahr 1985 hatte das Thema "Flächenhafte Verkehrsberuhigung" ein 
zunehmend breiteres und starkes öffentliches Interesse hervorgerufen. Auch die Medien 
hatten regelmäßig über dieses Thema berichtet. In Folge dessen sind in diesen Jahren 
laufend bei der Verwaltung Anregungen von beispielsweise Siedlerverbänden und Einzel-
personen vorgetragen worden, die ebenfalls um Einrichtung ihrer Wohnquartiere als Tempo 
30-Zonen baten. 
 
Für die Verwaltung war damit klar, dass die Anwohner in geschlossenen, überschaubaren, 
nachbarschaftlich intakten Wohnbereichen nicht darauf warten wollten, dass "ihre Zone" im 
Rahmen der genannten Prioritätenliste beschlossen und mit einer Geschwindigkeits-
reduzierung belegt wird. 
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Nachdem Ende des Jahres 1987 und im Jahre 1988 in Kamen-Heeren-Werve zwei große 
Wohnbereiche, in Kamen-Mitte drei und in Kamen-Methler ebenfalls 2 Wohnbereiche als 
Tempo 30-Zonen - mit teilweise integrierten verkehrsberuhigten Bereichen - ausgeschildert 
worden sind, wurden in der Folgezeit Geschwindigkeitsmessungen vorgenommen, um die 
Akzeptanz dieser Zonen zu überprüfen. Da diese Ergebnisse positiv beurteilt werden 
konnten (es wurden von 94,4 % der gemessenen Fahrzeuge lediglich eine Geschwindigkeit 
bis 45 km/h gefahren), hat die  Verwaltung auf der Basis der mit der Prioritätenliste festge-
legten Bereiche im August 1988 die Ausweisung von weiteren 27 Wohngebieten vorge-
schlagen. Diesem Vorschlag hat der Straßenverkehrsausschuss in seiner Sitzung am 
15.11.1988 zugestimmt. 
 
In den folgenden Jahren wurde die Einrichtung weiterer Tempo 30-Zonen stets infolge der 
Beratung von vorgelegten Bürgeranträgen oder Anträgen politischer Parteien durchgeführt. 
Es sind Gebiete mit Geschwindigkeitsreduzierungen durch die Bildung weiterer Tempo 30-
Zonen oder durch Maßgabe einer Beschilderung mit dem Verkehrszeichen 274 unter 
Angabe der zulässigen Höchstgeschwindigkeit nach dem bewährten  konzeptionellen Ansatz 
ausgewählt worden, die nach der Wohnbebauung, nach der Nutzung und nach der Straßen-
führung als zusammengehöriges Gebiet oder verkehrstechnisch problematischer Straßen-
raum verstanden und von den Autofahrern visuell auch so eingeschätzt wurden. 
Die von der Verwaltung zu diesen Anträgen vorgelegten Beschlussvorlagen sind immer nach 
Beteiligung der Sachverständigen und Betroffenen (z.B. VKU) unter Orientierung an den aus 
den konzeptionellen Entwicklungen erworbenen Leitlinien nach Abwägung formuliert worden 
und haben die Zustimmung des Straßenverkehrsausschusses erhalten. 
 
Ende des Jahres 1997 waren diejenigen Straßen bzw. Wohngebiete, die mit einer Tempo 
30-Zonen-Beschilderung bzw. mit einer Geschwindigkeitsbeschränkung auf 30 km/h mit 
Verkehrszeichen 274 beschildert werden konnten, überprüft und mit der entsprechenden 
Beschilderung versehen worden. 
 
Da man sich nun an einer Schnittstelle der bewährten kommunalen Kamener Praxis befand, 
sollten mögliche weitere Perspektiven mit Blick auf die anstehende Novellierung der 
Straßenverkehrsordnung in eine örtliche verkehrspolitische Konferenz gegeben werden, aus 
der man sich Anregungen und verkehrliche Wünsche der Bürger erhoffte. 
 
Nach Abstimmung zwischen der damaligen Vorsitzenden des Straßenverkehrsausschusses, 
dem stellv. Vorsitzenden und der Verwaltung hatte der Straßenverkehrsausschuss in seiner 
Sitzung am 24.11.1998 über die Durchführung einer öffentlichen, örtlichen verkehrspoliti-
schen Konferenz beraten und entschieden. 
 
Diese Verkehrskonferenz fand am 18.02.1999 statt. 
Um eine gewünschte, breite Beteiligung der zuständigen parlamentarischen Gremien, der 
Sachverständigen, insbesondere der Bevölkerungsgruppen, zu gewährleisten, wurden als 
Podiumbesetzung folgende Teilnehmer eingeladen: 
 
• Vorsitzende u. Stellvertreter des Straßenverkehrsausschusses 
• Vorsitzender des Planungsausschusses (im Verhinderungsfall: Vertreter) 
• Vorsitzender des Umweltausschusses (im Verhinderungsfall: Vertreter) 
• Vorsitzender des Behindertenbeirates (im Verhinderungsfall: Vertreter) 
• 1 Vertreter der Polizeistation Kamen 
• 1 Vertreter der Kreispolizeibehörde Unna 
• 1 Vertreter des Straßenverkehrsamtes des Kreises Unna 
• 1 Vertreter der VKU 
• 1 Vertreter des örtlichen ADAC 
• 1 Vertreter des örtlichen ADFC 
• 1 Vertreter der Kamener Kaufmannschaft 
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• 1 Vertreter der örtlichen Siedlergemeinschaften 
• 1 Vertreter der örtlichen Kindergärten 
• 1 Vertreter der örtlichen Grundschulen 
• 1 Vertreter der Schülervertretungen der weiterführenden Schulen 
• 1 Vertreter des Stadtsportverbandes 
• 1 Vertreter des Stadtseniorenringes 
 
Ferner war beschlossen worden, den Vorsitz und die Moderation vom Bürgermeister oder 
einem von ihm benannten Vertreter vornehmen zu lassen. 
Zu der öffentlichen Verkehrskonferenz waren alle interessierten Einwohnerinnen und 
Einwohner über die örtliche Presse geladen worden. 
 
Gegenstand der Konferenz waren folgende Themen: 
 
• Die Erörterung über die Wirkung der bisher beschlossenen Maßnahmen, 

 
• Die Diskussion über die Möglichkeit, bereits jetzt stadtteildeckend ganze Stadtquartiere 

mit Tempo 30 km/h auszuweisen und - im Sinne der gewünschten Zügigkeit überörtlicher 
Verkehre - darum herum ein Netz von Straßen, auf denen 50 km/h (innerörtlich) erlaubt 
sind, vorzusehen. 
 

• Die Frage, ob dieses zurückgestellt werden sollte, bis die avisierte Novellierung der 
Straßenverkehrsordnung mit der Absicht größerer verkehrspolitischer Spielräume zu 
schaffen Konzeptreife erreicht hat. 

 
In der Verkehrskonferenz wurde dem Rat der Stadt Kamen sowie der Verwaltung seitens der 
Expertenrunde sowie der sich zu Wort meldenden Bürger bescheinigt, dass sie in den 
vergangenen 14 Jahren mit der "flächenhaften Verkehrsberuhigung" auf dem richtigen Weg 
gewesen ist und das Verhältnis zwischen Hauptverkehrsstraßen und Tempo 30-Zonen sowie 
verkehrsberuhigten Bereichen entsprechend der Straßenbedeutung ausgewogen ist (siehe 
beiliegende Presseberichte). 
 
Die überwiegende Anzahl der sich zu Wort gemeldeten Bürger wünschte eine entsprechen-
de - weitere - Bearbeitung erst nach Vorliegen der Novellierung. 
 
Wie bereits in der Mitteilungsvorlage zu TOP 1 dargelegt, plant die Verwaltung im Rahmen 
der Reduzierung von Verkehrszeichen durch die Novelle der StVO vorgegebenen Ände-
rungen nach Zustimmung durch den Straßenverkehrsausschuss umzusetzen. 
 
Mit den zusammengefassten Zonen nach der Zonengeschwindigkeits-Verordnung und dem 
abseits dieser Zonen liegenden leistungsfähigen, auch den Bedürfnissen des Wirtschafts-
verkehrs entsprechenden Vorfahrtsstraßennetz, ist in Kamen über eine kontinuierliche 
konzeptionelle Entwicklung eine für den Verkehrsteilnehmer klar erfassbare Geschwindig-
keitsvorgabe mit Tempo 30 bzw. Tempo 50 gewachsen. 
Allenfalls die Geschwindigkeitsvorgaben auf Landesstraßen sind Gegenstand häufiger Kritik. 
Hier strebt die Verwaltung nachdrücklich eine Vereinheitlichung mit Druck auf die Träger der 
Straßenbaulast an. Es handelt sich konkret um die nach Auffassung der Verwaltung unglück-
lichen Regelungen, insbesondere auf der Heerener Straße (L 663), der Dortmunder Allee (L 
663), aber auch in Teilbereichen der Massener Straße (L 821) außerhalb der Ortsdurch-
fahrten. 
 
Alle Ausführungen belegen, dass die Erstellung eines neuen Geschwindigkeitskonzeptes für 
das Stadtgebiet Kamen nicht notwendig ist. 
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Bezüglich der im Antrag angeführten Bewertungskriterien ist bezüglich Punkt 1 (Minimierung 
der Verkehrszeichen) zu erwähnen, dass in der Sitzung am 24.11.1998 auch die CDU-
Fraktion einstimmig der vorgesehenen Verkehrszeichenminimierung zustimmte (siehe 
Vorlage zu TOP 1). Im Übrigen wird auf die Ausführung zu Punkt 1 der vorgelegten 
Tagesordnung verwiesen. 
 
Zu den Bewertungskriterien 2, 3 und 4 ist zu bemerken, dass derlei Maßnahmen bereits 
Gegenstand von Arbeitsvorgängen sind, wie den obigen Ausführungen und der Beschluss-
vorlage zu TOP 1 zu ersehen ist. Bezüglich Optimierung des Verkehrsflusses für Fußgänger 
und Radfahrer sowie der Fußgänger- und Radverkehrssicherung wird auf die bereits 
abgeschlossene Überprüfung bzgl. Einrichtung von Radfahrstraßen und Radverkehr in 
Gegenrichtung der Einbahnstraßen sowie auf Entfernung der Hastsperren verwiesen. 
 
Ferner befindet sich innerhalb der Verwaltung die Erstellung eines Radverkehrskonzeptes in 
Arbeit, welches nach derzeitigem Bearbeitungsstand Ende dieses Jahres vorgestellt werden 
kann. 
 
Maßnahmen zur Schulwegsicherung sind nach aktueller Sicht ebenfalls abgearbeitet, wobei 
auf die Maßnahmen auf der Wasserkurler Straße, der Südkamener Straße, der Dortmunder 
Allee und neuerdings auf der Südkamener Straße (Westseite) verwiesen wird.  
 
Im Übrigen wird auf den in der Sitzung des Schul- und Sportausschusses am 26.06.2001 zu 
behandelnden Antrag der CDU-Fraktion auf Erstellung eines Schulwegplanes verwiesen. 
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